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So gesehen So sieht es     Mirco Tomicek   

Merz, Israel und Deutschland    

Den Schaden 
begrenzen  
Von Kerstin Münstermann, Büro Berlin

In der  Union brennt, lapidar gesagt, beim Thema Israel die 
Hütte. So sehr, dass Kanzler Friedrich Merz seinen Urlaub 

unterbrach und der ARD am Sonntag Rede und Antwort 
stand. Der CDU-Vorsitzende bemühte sich um Schadensbe-
grenzung. Auslöser waren elf Sätze am Freitagvormittag, mit 
denen Merz den Teilstopp von Rüstungsexporten nach Israel 
begründete. Die schwarz-rote Bundesregierung werde bis auf 
Weiteres keine Exporte von Rüstungsgütern mehr genehmi-
gen, die im Gazastreifen zum Einsatz kommen könnten, hieß 
es.

Die Entscheidung jedoch, so wurde es vor allem aus der 
CSU kolportiert, sei nicht mit den Spitzen der Union, insbe-
sondere CSU-Chef Markus Söder, abgestimmt gewesen. Der 
Unmut war groß.

„Die Grundsätze der deutschen Israel-Politik sind unverän-
dert. Wir werden diesem Land auch weiter helfen, sich zu ver-
teidigen“, sagt Merz. Aber die Bundesregierung könne in 
einem Konflikt keine Waffen liefern, der Hunderttausende zi-
vile Opfer fordern könnte.

Für Merz ist der Auftritt eine Flucht nach vorn – denn er 
war in den vergangenen Tagen in der eigenen Partei, in der 
Schwesterpartei CSU und auch in der Öffentlichkeit immer 
stärker unter Druck geraten. Nun macht er deutlich: Es sei 
keine einsame Entscheidung gewesen, sondern diese sei bei 
ihm nach vielen Gesprächen im deutschen Sicherheitskabi-
nett, mit Experten, aber auch nach Unterredungen mit dem 
israelischen Regierungschef Netanjahu gereift. 

Fernseh-Interviews des Kanzlers sind selten – zumal in der 
politischen Sommerpause. Es war aber der richtige Schritt. 
Vor allem hat der Kanzler in einem Punkt recht. Es ist am En-
de seine alleinige Entscheidung – diese muss er nicht zur Ab-
stimmung stellen. Warum aber das Kommunikationsvakuum 
entstand und dann so heftig öffentlich diskutiert wurde, 
müssen Merz und sein Team im Kanzleramt aufarbeiten.  
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Zum Trump-Putin-Treffen 
schreibt in Warschau 

US-Präsident Donald Trump 
hat angedeutet, dass der Kern 
des sich abzeichnenden Ab-
kommens ein „Gebietsaus-
tausch“ sein soll. Das ist eine 
Beschönigung, denn niemand 
erwartet, dass die Ukraine 
einen Teil Russlands überneh-
men wird. Es geht darum, wie 
viel ukrainisches Territorium 
Putin an sich reißen wird. 
Dies ist jedoch nicht der Kern 
der seit Jahren von Putin vor-
gebrachten Forderungen. Er 
will die gesamte Ukraine in 
den Status eines Vasallenstaa-
tes bringen. Er spricht von 
einer „Entmilitarisierung“ Ki-
ews und einer Reduzierung 
der ukrainischen Streitkräfte 
auf ein Minimum, außerdem 
von „Entnazifizierung”, also 
der Erzwingung eines Wech-
sels der Kiewer Regierung zu 
einer kremlfreundlichen. 
Auch fordert er Garantien, 
dass die Ukraine niemals der 
Nato beitreten wird. Bislang 
ist Wladimir Putin der Gewin-
ner all dieser diplomatischen 
Manöver. 

Dazu schreibt in Moskau die 
„Unabhängige Zeitung“

Die unerwartete Entschei-
dung, persönliche Gespräche 
zwischen Wladimir Putin und 
Donald Trump zu führen, und 
das nicht irgendwo, sondern 
auf dem Territorium der USA, 
löste bei den Verbündeten Wa-
shingtons, insbesondere bei 
den europäischen, gemischte 
Reaktionen aus. Einerseits 
sind sowohl die Europäische 
Union als auch Russland des 
Konflikts zwischen Moskau 
und Kiew überdrüssig und 
möchten, dass er so schnell 
wie möglich beendet wird. An-
dererseits schreckt der mögli-
che Preis für ein Ende des Blut-
vergießens ab. 
 Die Staats- und Regierungs-
chefs der führenden Nato-Län-
der und auch die EU-Spitze ha-
ben den US-Präsidenten ge-
warnt, dass das Schicksal der 
Ukraine unabhängig vom Aus-
gang der Verhandlungen nicht 
ohne die Ukraine und ohne 
Europa entschieden werden 
kann.
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Der britische Premier Keir 
Starmer hat jede Menge 

Probleme im eigenen Land. 
Anerkennung sucht er in der 
Außenpolitik und ist neben 
dem Franzosen Emmanuel 
Macron  treibende Kraft der 
antiisraelischen Politikwende 
in Europa. Warum? Neben ak-
tuellen hat das  historische 
Wurzeln, denn der Konflikt ist 
ohne das  Handeln Großbri-
tanniens zu Beginn des 20.  
Jahrhunderts nicht denkbar. 
Mit Israel hat man auf der 
Insel eine Rechnung offen, 
und das ist tief im politischen 
Unterbewusstsein verankert. 

Giftige Versprechen 

Das 19. Jahrhundert kannte 
keine britische Palästina-Poli-
tik. Es kannte überhaupt keine 
Palästina-Politik, weil es so et-
was wie „Palästina“ nicht gab. 
Die meisten Großmächte 
außer Frankreich  trieben nur 
Politik mit dem Osmanischen 
Reich, zu dessen Bestand der 
Vordere Orient gehörte. Be-
stimmend für die britische 
Politik war die Konkurrenz 
mit Russland in der Region. 
Britische Regierungen waren 
bis 1915  daran interessiert, das 
Osmanische Reich als Gegen-
gewicht zum Zarenreich zu er-
halten und gleichzeitig so viel 
Einfluss wie möglich  auf seine 
Politik auszuüben, indem 
man verschiedene Ethnien 
des Vielvölkerstaates beson-
ders unterstützte. 

Das alles änderte sich mit 
dem Kriegseintritt der Osma-
nen auf deutscher Seite in den 
Ersten Weltkrieg. Nun ging es 
um die Ausschaltung der Tür-
kei. Doch die Osmanen wehr-
ten sich mit deutscher Hilfe 
zunächst höchst erfolgreich 
gegen die britische Invasion. 
An den Dardanellen erlebten 
die eine schwere Niederlage. 
Um den osmanischen Wider-
stand auch von innen zu bre-
chen, versprach London so-
wohl der jüdischen Gemein-
schaft („Balfour-Deklaration“) 
als auch den Arabern („Arabi-
scher Aufstand“/„Lawrence 
von Arabien“) Zugeständnisse 

das sich in ständige Kämpfe 
mit seinen arabischen Nach-
barn verwickelt sah. Trotzdem 
kam es 1956 zu gemeinsamer 
Aktion gegen Ägypten, etwas, 
das angesichts der gespannten 
Verhältnisse eigentlich un-
denkbar war.  Ägyptens Präsi-
dent Nassar hatte den Suezka-
nal verstaatlicht. Das berührte 
britische Interessen. Gleich-
zeitig hatte er sich  von der 
Sowjetunion aufrüsten lassen. 
Das  war eine existenzielle Be-
drohung Israels. Nur diese 
Überschneidung der Interes-
sen machte gemeinsames 
Agieren gegen Ägypten mög-
lich. Die nächsten 50 Jahre wa-
ren dann gekennzeichnet vom 
sinkenden internationalen 
Gewicht Großbritanniens, das 
Israel gelegentlich unterstütz-
te und gelegentlich kritisierte. 

Antisemitismus in Mode

Und heute? Der britische 
Einfluss im Nahen Osten ist 
minimal. Keir Starmer ist je-
doch in seiner Israelpolitik in-
nenpolitisch getrieben. Massi-
ve Einwanderung aus islami-
schen Ländern und die damit 
einhergehende Popularisie-
rung antiisraelischer Narrati-
ve hat die Wählerbasis seiner 
Labour-Partei verändert. 2023 
hatte es die höchste Anzahl an 
antisemitischen Vorfällen seit 
Beginn der Erfassung gege-
ben. In der Partei selbst waren 
und sind antisemitische Hal-
tungen populär. Das speiste 
sich vor allem aus dem linken 
Flügel der Partei. Man erinne-
re sich an Ex-Parteichef Jere-
my Corbin. Starmer will also 
vor allem „israelkritische“ 
Wählerschichten an sich bin-
den, indem er ihre Narrative 
in Außenpolitik übersetzt. 

Alexander Will:  Kein Griff nach der 

Weltmacht: Geheime Dienste und 

Propaganda im deutsch-österrei-

chisch-türkischen Bündnis 1914-

1918. Böhlau, 2012, 69 Euro.

 In Teil drei geht es um die 
französische  Nahostpolitik. 
P@ Teil 1 finden Sie online hier: 

bit.ly/45rI7B3

Analyse  Wurzeln und Akteure des Gaza-Konflikts – Teil 2

Großbritanniens  Schuldkonto 

und sogar Staatlichkeit. Aber 
erst 1918 gelang es einer aus 
Ägypten vorrückenden Ar-
mee, den osmanischen Wider-
stand  zu brechen. Haupt-
kampfgebiete waren das heu-
tige Israel und Gaza. Die Er-
oberung Jerusalems durch die 
Briten geriet zu einem gewalti-
gen Propaganda-Coup, der das 
Heilige Land nachhaltig im Be-
wusstsein der britischen Öf-
fentlichkeit verankerte. 

Nach dem Krieg ging es je-
doch zunächst um Geopolitik. 
London war bestrebt, so viel 
wie möglich Territorium auf 
dem Weg zu seiner Kolonie In-
dien zu kontrollieren. Der Küs-

tenbereich des Heiligen Lan-
des hatte seit Jahrtausenden 
eine Brückenfunktion. Das 
Völkerbundsmandat von 1920 
zementierte diese Kontrolle – 
und es geriet zum  Desaster 
britischer Kolonialpolitik. 

Zunächst entzündete sich 
der Konflikt um jüdische 
Landkäufe. Im Mandatsgebiet 
gehörte mehr als 70 Prozent 
des Landes dem Staat. Der 
Rest war Eigentum von Groß-
grundbesitzern, die allerdings 
fast nie auf ihrem Land lebten, 
sondern in den großen Städ-
ten. Das wiederum hatte zum 
Niedergang der Landwirt-
schaft geführt. Großgrundbe-
sitzer verkauften also ihr nutz-
loses Land bereitwillig an jüdi-
sche Käufer, die es mit moder-

nen Methoden nutzbar mach-
ten. Hinzukam seit 1918 be-
schleunigte jüdische Einwan-
derung. Gleichzeitig  wander-
ten seit 1922 mehrere Hun-
derttausend Araber aus Ägyp-
ten, Transjordanien und dem 
Libanon ein – angezogen von 
der  Prosperität jüdischer 
Unternehmen. 

Doch die Konflikte ver-
schärften sich. 1920, 1921, 1929 
und 1936 fielen Araber über 
ihre jüdischen Nachbarn her 
und massakrierten sie. Die 
Vernichtung der jüdischen Ge-
meinde in Hebron 1929 erin-
nerte in ihrer Brutalität an die 
Ereignisse des 7. Oktober 2023. 

Die Briten re-
agierten mit 
einer antijüdi-
schen Wende: 
1939 schränk-
ten sie Land-
verkäufe an Ju-
den und die jü-
dische Ein-

wanderung massiv ein – aus-
gerechnet mitten im begin-
nenden Holocaust. Die jüdi-
sche Gemeinschaft hielt im 
Rahmen des Kampfes gegen 
Nazideutschland zunächst 
eine Art Burgfrieden ein. Erst 
Ende 1944 begannen jüdische 
Milizen gegen die  Besatzungs-
macht vorzugehen. 1947 war 
die Lage für die Briten schließ-
lich unhaltbar. Indien war auf 
dem Weg in die Unabhängig-
keit, und Großbritannien vom 
Krieg erschöpft. Regelrecht pa-
nisch flüchteten die britischen 
Truppen, die letzten im Juni 
1948. Es folgten arabische In-
vasion und  israelischer Sieg. 

In den kommenden Jahren 
verhängte London ein Quasi-
Waffenembargo gegen Israel, 

Den Dingen auf den Grund gegangen 

Er ist wieder da   – der ag-

gressive europäische Anti-

semitismus.  Heute nennt er 

sich  „Antizionismus“, „pro-

palästinensischer Aktivis-

mus“ und  „Israelkritik“. Ne-

ben platter Propaganda, 

sind die Tatsachen, insbe-

sondere die historischen, 

zum Gegenstand von Ver-

drehungen geworden. Eine 

vierteilige Artikelreihe be-

trachtet die historischen 

Ursachen des heutigen Kon-

fliktes im Vorderen Orient 

und die Rolle von Akteuren. 

Autor ist Alexander Will. Er hat 

unter anderem in Damaskus und 

Jerusalem studiert  und bereist die 

Region regelmäßig.

@Den Autor erreichen Sie unter 

Will@infoautor.de

Zitat des Tages

Die Islamisten ju-
beln, Israel steht 

öffentlich am Pranger, 
und internationale 
Partner sind irritiert.
Dennis Thering, 
Hamburger CDU-Landesvorsitzender, 

­kritisiert Kanzler Friedrich Merz (CDU) 

für die verhängten Israel-Sanktionen
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